
diese Zahlen als Verhandlungsgrundlage mit der Bundesrepu­
blik Deutschland verwendet. Das als Erklärung dazu.

(Unruhe)

Das würde bestimmt, wenn Sie mitgemacht hätten, anders ge­
wesen sein, da bin ich sicher. 40 Jahre haben wir es ja erfahren, 
wie die SED solide Politik gemacht hat.

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Dort ist ein Geschäftsordnungsantrag und da ebenfalls. Mo­
ment bitte!

(Zwischenruf: Frau Präsidentin, es tut mir leid, ich finde die 
Verfahrensweise in der Aktuellen Stunde als unerhört.

- langanhaltender Beifall -

Die Geschäftsordnung unserer Volkskammer sieht eine solche 
Verfahrensweise nicht vor. Es hat als einziger der Herr Premier 
das Wort zu nehmen, sonst kann nur die Fraktion einen Antrag 
stellen, daß der Minister hier das Wort ergreifen könnte - ergrei­
fen könnte.)

(Zurufe: Das stimmt nicht!)

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Moment, ich muß hier richtigstellen: Es ist tatsächlich so, und 
ich nehme die Kritik an, daß der Minister für Finanzen hätte als 
Abgeordneter reden müssen, so er das Rederecht nicht durch 
den Ministerpräsidenten erteilt bekommt. Ich nehme diese Kri­
tik an.

Hier ist noch ein weiterer Geschäftsordnungsantrag.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Ich möchte auf Grund der hier eingetretenen Eklatsituation in 
diesem Haus einen Mißtrauensantrag an die Verhandlungsfüh­
rung von Herrn Staatssekretär Dr. Krause stellen.

(Gelächter bei CDU/DA und DSU - Starke Unruhe) 

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Ich bitte wieder Ruhe eintreten zu lassen, etwas anderes als 
Ruhe und Sachlichkeit nützt hier gar nichts.

Herr Krause, sind Sie bereit, weitere Fragen anzunehmen?

(Staatssekretär Dr. Krause: Zwei Fragen sind noch offen.)

Hartmann (SPD):

Frau Präsidentin, ich melde mich hier schon ewig - hierbei der 
SPD.

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Entschuldigung, ich bitte um Entschuldigung. Ich würde bit­
ten, daß die PDS, die schon viele Fragen gestellt hat, zurücktritt 
zugunsten der SPD.

Hartmann (SPD):

Herr Staatssekretär, können Sie mir sagen, wie hoch die Min­
destrenten sein werden?

Zweitens: Wird es auch Invalidenrenten geben in Ihrer Be­
rechnung?

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Günther Krause :

Der Betrag der Mindestrente - unabhängig davon, ob dieser 
Begriff Mindestrente dann noch existiert oder nicht, das möchte

ich mal hier nicht benennen - wird weitaus höher sein als der jet­
zige. Auch das ist ein Gegenstand noch der morgigen Gespräche, 
um zur politischen Entscheidung dort konkrete Vorstellungen 
vorzulegen.

Ich kann Ihnen den Betrag der Sozialhilfe oder der Mindest­
rente vergleichsweise noch nicht benennen. - Ebenso möchte 
ich deutlich machen, daß es auch eine analoge Regelung für In­
validenrentner gibt. Ich kann Ihnen sagen, daß dieses Problem, 
was bei uns landauf, landab ja diskutiert wird, daß die Invaliden­
rentner keinerlei Rentenansprüche angeblich mehr hätten, ein­
fach nicht stimmt.

(Zuruf: Die werden nicht Sozialhilfeempfänger?
Die kriegen keine Sozialhilfe? Die kriegen weiter Rente?)

Die werden keine Sozialhilfeempfänger.

Dr. M a 1 e u d a (DBD/DFD):

Dr. Krause, ich hätte die Frage, mit welcher Grundposition Sie 
in die Verhandlungen zu den Fragen Grund und Boden, Eigen­
tum eintreten, da Informationen vorliegen, daß wichtige Gesetze 
auf diesem Gebiet zur Disposition stehen, z. B. das Gesetz vom
8. März über die Übertragung volkseigenen Bodens an landwirt­
schaftliche Genossenschaften.

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Günther Krause :

Prinzipiell kann ich hier deutlich bemerken, daß die Eigerv"' 
tumsfragen nicht direkt Bestandteil des Staatsvertrages sind, 
sondern daß diese Fragen außerhalb des Staatsvertrages zu klä­
ren sind. Im Staatsvertrag selbst ist es natürlich ein Problem, wie 
im Zusammenhang mit der Wirtschaftsunion die Ansiedlung 
von kleineren und mittleren Unternehmen unterstützt wird. 
Prinzipielle Regelungen zu Eigentumsfragen sind in dieser 
Form, wie Sie das vergleichsweise zum Gesetz vom 8. März ge­
nannt haben, gegenwärtig nicht bei den Gesprächen zum Staats­
vertrag der Inhalt gewesen. Es gibt andere Gespräche außerhalb 
der Verhandlung zum Staatsvertrag, die sich mit diesem Pro­
blem befassen. - Danke schön.

(Starker Beifall bei CDU/DA, DSU, Liberalen und SPD) 

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Ich danke Herrn Krause. Damit sind die Anfragen an Herrn 
Krause beendet. - Ich mache auf die Geschäftsordnungserweite­
rung zur Aktuellen Fragestunde noch einmal aufmerksam. Die 
Dauer der Aussprache ist auf eine Stunde beschränkt. Die von 
Mitgliedern der Regierung oder ihren Beauftragten in Anspruch 
genommene Redezeit bleibt dabei unberücksichtigt. Ich mach
also darauf aufmerksam, daß der Minister für Finanzen da______________ ✓
Recht hatte zu reden. Ich habe nur die Reihenfolge nicht beach­
tet. Er hätte nach Herrn Krause reden müssen.

Der Ministerpräsident hat um das Wort gebeten, und ich bitte 
Herrn Abgeordneten de Maiziere ans Rednerpult.

De Maiziere, Ministerpräsident:

Ich will nicht in Polemik geraten, aber zumindest muß ich mei­
nem Kollegen Dr. Gysi sagen, daß die Mindestrente von 
450 Mark, die er benannte, die Höchstrente war, die erzielt wer­
den konnte aus der Pflichtversicherung, und nur mit der freiwil­
ligen Zusatzrente konnte mehr erzielt werden.

(Starker Beifall bei CDU/DA, DSU und SPD)

Und wenn es denn so käme, daß es der Mindestbetrag wird, 
was bisher der Höchstbetrag war, dann wäre es ein gutes Ver­
handlungsergebnis, und davon können wir wahrscheinlich aus­
gehen.

(Starker Beifall bei CDU/DA, DSU und SPD)

Ein zweites: Ein Mißtrauensantrag gegen die Verhandlungs­
führung ist ohnehin nicht möglich. Ein Mißtrauensantrag ist im-
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